Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 269 


Antrag 

der Abgeordneten Dr, Hesberg, Kuntscher, Dr. Mälzig, Mick, 
Dr. Czaja, Schütz und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Förderung des Wohnungs- 
baus für Umsiedler in den Aufnahmeländern und des Woh- 
nungsbaus für Sowjetzonenflüchtlinge in Berlin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Förderung des Wohnungs- 
baus für Umsiedler in den Aufnahmeländern und 
des Wohnungsbaus für Sowjetzonenflüchtlinge in 
Berlin vom 30. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 712) in 
der Fassung des Anderungsgesetzes vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1075) wird wie folgt 
geändert; 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Ausgleichsfonds zahlt dem Bund einen 
Betrag von 70 000 000 DM in den Jahren 1962 bis 
1965 jeweils zum 15. November zurück, und zwar 
im Jahre 

1962 30 000 000 DM, 

1963 20 000 000 DM, 

1964 10 000 000 DM, 

1965 20000 000 DM. 

Den Restbetrag von 130 000 000 DM stellt der Aus- 
gleichsfonds in den Jahren 1962 bis 1965 zur Gewäh- 
rung von Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau 
zusätzlich zu den Mitteln, die in diesen Jahren nach 
§ 323 Abs. 1 und 2 des Lastenausgleichsgesetzes in 
seiner jeweils geltenden Fassung für diesen Zweck 


bereitgestellt werden, 
Jahre 

1962 

1963 

1964 

1965 


zur Verfügung, und zwar im 


40 000 000 DM, 
40 000 000 DM, 
30 000 000 DM, 
10 000 000 DM. 


Alle genannten Beträge werden auf die Mittel ange- 
rechnet, die gemäß § 323 Abs. 2 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes in den Jahren 1962 bis 1965 für 
Zwecke der Wohnraumhilfe bereitzustellen sind. 
Die nach Satz 2 in den Jahren 1962 bis 1965 als 
Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau einzusetzen- 
den 130 000 000 DM zahlt der Ausgleichsfonds an 
den Bund in den Jahren 1971 bis 1976 mit je 
20 000 000 DM und im Jahre 1977 mit 10 000 000 DM 
jeweils am 15. November zurück." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 20. März 1962 


Unterschriften umseitig 


Druck: Bonner Universitats-Buchdrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung 


Anlaß für den Gesetzentwurf ist die Tatsache, daß 
schon im Jahre 1961 die nach § 323 Abs. 1 und 2 
LAG als Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau 
verfügbaren Mittel bei weitem nicht ausreichten, 
so daß eine große Zahl vordringlicher Antragsteller, 
insbesondere auch solche, die eine Eigentumsbil- 
dung durch die Errichtung eines Familienheimes 
anstreben, nicht berücksichtigt werden konnten. Da 
nach allen vorliegenden Anzeichen damit gerech- 
net werden muß, daß der Bedarf in den kommenden 
vier Jahren die sich nach § 323 LAG entscheidend 
vermindernden Bereitstellungen an Aufbaudarlehen 
für den Wohnungsbau in noch viel größerem Um- 
fang überschreitet, hat der Kontrollausschuß beim 
Bundesausgleichsamt, in dem sowohl der Bundestag 
als auch die Länder vertreten sind, in seiner Sitzung 
am 27. November 1961 die Notwendigkeit zusätz- 
licher Mittelbereitstellungen festgestellt und unter 
dem Gesichtspunkt, daß die Auszahlung der Haupt- 
entschädigung nicht beeinträchtigt werden darf, u. a. 
vorgeschlagen, die nach § 323 LAG verfügbaren 
Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau in den Jah- 
ren 1962 bis 1965 um die in Abschnitt II des „Um- 
siedlungsfinanzierungsgesetzes'' vom 30. Juli 1953 
(BGBL I S. 712) erwähnten insgesamt 200 Mio DM 
zu erhöhen. 

Nach dem Änderungsgesetz zum Umsiedlungsfinan- 
zierungsgesetz vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1075) 
sollte der Ausgleichsfonds dem Bund den Betrag 
von 200 Mio DM, den dieser im Jahre 1953 dem 
Ausgleichsfonds für den Umsiedlerwohnungsbau 
zur Verfügung gestellt hatte, in den Jahren 1962 bis 
1965 in Teilbefrägen von 70, 60, 40 und 30 Mio DM 
zLirückzahlen; die Rückzahlungen sollten auf die in 
den genannten Jahren für Zwecke der Wohnraum- 
hilfe vom Ausgleichsfonds bereitzustellenden Mittel 
angerechnet werden. Durch diese Anrechnung würde 
der Ausgleichsfonds allein mit dem Gesamtbetrag 
von 200 Mio DM belastet, obwohl die Aufgabe, 
den Umsiedlerwohnungsbau zu fördern, nach den 
gesetzlichen Grundlagen und den tatsächlichen 
Gegebenheiten dem Bund mindestens in demselben 
Umfange wie dem Ausgleichsfonds obliegt. Von den 
bisher für den Umsiedlerwohnuiigsbau zur Verfü- 
gung gestellten rd. 1,9 Mrd. DM entfällt aber auf 


den Bundeshaushalt nur rd. ein Drittel, während 
vom Ausgleichsfonds einschließlich der vorerwähn- 
ten 200 Mio DM rd. zwei Drittel getragen worden 
sind. Es wird daher für gerechtfertigt gehalten, den 
Bund an den im Umsiedlungsfinanzierungsgesetz 
erwähnten 200 Mio DM, die nur etwa Vio der Ge- 
samtförderung des Umsiedlerwohnungsbaus aus- 
machen, im umgekehrten Verhältnis, nämlich mit 
etwa zwei Dritteln, den Ausgleichsfonds aber nur 
mit rd. einem Drittel zu beteiligen. 

Aus diesen Gründen sieht der vorliegende Gesetz- 
entwurf, der damit den Wünschen des Kontrollaus- 
schusses beim Bundesausgleichsamt nur teilweise 
folgt, vor, daß der Ausgleichsfonds dem Bund in den 
Jahren 1962 bis 1965 insgesamt 70 Mio DM zurück- 
zahlen soll, während die restlichen 130 Mio DM in 
den genannten Jahren zusätzlich als Aufbaudar- 
lehen für den Wohnungsbau bereitgestellt werden 
sollen. 

Da die Jahresbeträge (Rückzahlungen und zusätz- 
liche Bereitstellungen von Aufbaudarlehen zusam- 
men) den im Umsiedlungsfinanzierungsgesetz bis- 
her für die Rückzahlung vorgesehenen Summen ent- 
sprechen, tritt eine zusätzliche Belastung des Aus- 
gleichsfonds nicht ein. Insbesondere wird die Ab- 
wicklung der Hauptentschädigungszahlungen auf 
diese Weise nicht gestört. 

Gegen die zusätzliche Belastung des Bundeshaus- 
halts mit insgesamt 130 Mio DM dürften um so 
weniger Bedenken bestehen, als sie sich nach dem 
vorgelegten Entwurf auf vier Jahre verteilt. In 
diesem Zusammenhang ist weiter zu beachten, daß 
sich die eingangs geschilderte Mangellage insge- 
samt auf ein Vielfaches des hier zur Debatte stehen- 
den Betrages von 130 Mio DM beläuft, so daß — ■ 
nachdem die Eigenmittel des Ausgleichsfonds für 
eine zeitgerechte Erfüllung der Hauptentschädi- 
gungsansprüche unentbehrlich sind — eine befrie- 
digende Lösung nur denkbar ist, wenn alle in 
Betracht kommenden Möglichkeiten zur Beschaffung 
zusätzlicher Mittel ausgeschöpft werden und dazu 
auch der Bundeshaushalt mit dem hier vorgesehe- 
nen bescheidenen Anteil von 130 Mio DM heran- 
zogen wird. 
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